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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Plattformen-Steuertransparenzgesetz: Angabe zur Kennung des 
Finanzkontos 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 30. Juni 2023 die 
Bekanntmachung über die Mitteilung an die zuständigen Behörden aller anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union gemäß § 9 Absatz 6 Nummer 1 Satz 2 
des Plattformen-Steuertransparenzgesetzes, dass die zuständige Behörde der 
Bundesrepublik Deutschland die Kennung des Finanzkontos im Zusammenhang 
mit dem verpflichtenden automatischen Austausch der von Plattformbetreibern 
gemeldeten Informationen nach Artikel 8ac der Richtlinie EU/2011/16 
(Amtshilferichtlinie) nicht zu verwenden beabsichtigt, veröffentlicht. 

Hintergrund 

Bei der Kennung des Finanzkontos handelt es sich um die eindeutige, dem 
Plattformbetreiber vorliegende Kennnummer oder Referenz des jeweiligen 
Bankkontos oder eines ähnlichen Zahlungsdienstkontos, auf das die Vergütung 
gezahlt oder gutgeschrieben wird (§ 6 Absatz 8 PStTG). Infolge der Mitteilung 
sind meldepflichtige Plattformbetreiber nicht verpflichtet, die Kennung des 
Finanzkontos in Bezug auf in Deutschland ansässige Anbieter zu melden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 27. Juni 2023, IV B 6 - S 1316/21/10019 :033.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Internationales_Steuerrecht/Allgemeine_Informationen/2023-06-27-PStTG-Notifikation-Kennung-Finanzkonto.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 6. Juli 2023 

 
 
War dem Gesetzgeber ‑hier aufgrund des zu § 8c (später: Abs. 1) 
Satz 1 KStG a.F. ergangenen BVerfG-Beschlusses vom 
29.03.2017 - 2 BvL 6/11 und dessen möglicher 
Ausstrahlungswirkung auf § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG/§ 8c (später: 
Abs. 1) Satz 2 KStG a.F.‑ ohne weiteres gewiss, dass als 
Reaktionsmöglichkeit auf fortbestehende Verfassungszweifel eine 
generelle Neuausrichtung des Tatbestands des § 8c KStG im 
Raum stand, muss die Interessenabwägung zugunsten des wegen 
der Anwendung des § 8c Abs. 1 Satz 1 KStG eine AdV 
beantragenden Betroffenen ausfallen, auch wenn das BVerfG § 8c 
(später: Abs. 1) Satz 1 KStG a.F. als "ähnliche Norm" nicht für 
nichtig erklärt, sondern dem Gesetzgeber "lediglich" aufgegeben 
hat, den Verfassungsverstoß bis zum 31.12.2018 rückwirkend mit 
Geltung ab dem 01.01.2008 (Inkrafttretenszeitpunkt) zu beseitigen. 
Zum Urteil 
 
 
Energieerzeugnisse, die zum Ausgleich von Wärmeverlusten in 
einem Fernwärmenetz verheizt werden, sind auch dann nach § 54 
Abs. 1 Satz 1 EnergieStG begünstigungsfähig, wenn der Betreiber 
des Fernwärmenetzes Wärme von anderen Unternehmen abnimmt 
und er für den Ausgleich der nach dem Übergabepunkt 
eintretenden Wärmeverluste verantwortlich ist. Die für 
Übertragungsverluste begünstigungsfähigen Mengen an 
Energieerzeugnissen können nicht im Wege einer bilanziellen 
Zuordnung einer bestimmten Anlage zugerechnet werden, sondern 
sind ‑bezogen auf das betreffende Fernwärmenetz‑ anteilig nach 
den jeweils erzeugten Wärmemengen auf die einzelnen Anlagen 
des Steuerpflichtigen aufzuteilen. 
 
Zum Urteil 
 
 
Das Verlustverrechnungsverbot bei steuerlicher Rückwirkung einer 
Umwandlung (§ 2 Abs. 4 Satz 3 UmwStG) ist auch in 
Einbringungsfällen anzuwenden, in denen eine 
steuergestalterische Missbrauchsabsicht nicht vorliegt. Die 
verfassungsrechtlichen Bedenken sind nicht begründet. Die 
Regelung gilt auch für die Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
der Gewerbesteuer. § 2 Abs. 4 Satz 3 UmwStG ist nicht derart 
teleologisch zu reduzieren, dass die (negativen) Einkünfte des 
übernehmenden Rechtsträgers ohne Berücksichtigung eines im 
Veranlagungsjahr der Übernahme von ihm beantragten 
Investitionsabzugsbetrags (§ 7g EStG) zu bestimmen wären. 
 
Zum Urteil 
 

Beschluss I B 74/22 
(AdV): Aussetzung der 
Vollziehung von auf § 
8c Abs. 1 Satz 1 KStG 
gestützten Bescheiden 
 
 
 
 
 
 
12. April 2023 
 

Urteil VII R 27/20: 
Ausgleich von 
Wärmeverlusten in 
einem Fernwärmenetz 
 
 
 
 
 
 
 
28. Februar 2023 
 

 

 Urteil I R 48/20: Zum 
sachlichen 
Anwendungsbereich 
des § 2 Abs. 4 Satz 3 
UmwStG 
 
 
 
 
 
 
12. April 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310130/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310133/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310131/


4 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VI R 12/21: Einkünfte aus außerordentlichen Holznutzungen 
9. Mai 2023 
Zum Urteil 
 
Urteil X R 9/20: Einkommensteuer als Masseverbindlichkeit bei 
Verwertung sicherungsübereigneten beweglichen Betriebsvermögens 
durch den absonderungsberechtigten Gläubiger 
14. Dezember 2023 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Erweiterte Kürzung: Keine teleologische Reduktion im Fall von 
Sondervergütungen an nicht der Gewerbesteuer unterliegende 
Mitunternehmer 
§ 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a GewStG ist auch dann anzuwenden, wenn der die 
Sondervergütung beziehende Gesellschafter nicht der Gewerbesteuer unterliegt. 
Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Streitig ist, ob § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) 
auch dann anzuwenden ist, wenn der Empfänger der Sondervergütungen nicht 
der Gewerbesteuer unterliegt. 
Die Klägerin ist eine gewerblich geprägte Personengesellschaft in der Rechtsform 
der GmbH & Co. KG. Ihr Unternehmensgegenstand besteht in der Vermietung 
von Immobilien. Komplementärin ist die V-GmbH. Daneben sind acht 
Kommanditisten an der Klägerin beteiligt, die nicht der Gewerbesteuer 
unterliegen. 
Das Finanzamt setzte die Gewerbesteuermessbeträge für 2013 und 2014 
zunächst erklärungsgemäß auf 0 € fest. Die vortragsfähigen Gewerbeverluste 
wurden auf den 31.12.2012, 31.12.2013 und 31.12.2014 jeweils auf 167.895 € 
gesondert festgestellt. 
Im Rahmen einer im Jahr 2016 durchgeführten Betriebsprüfung für die 
Erhebungszeiträume 2012 bis 2014 traf der Prüfer die Feststellung, dass die 
Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG auf die Gewinne zu beschränken sei, die 
sich ohne Tätigkeitsvergütungen i.S. des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) ergäben (§ 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a GewStG). 
Vor diesem Hintergrund erließ das Finanzamt am 14.10.2016 nach § 35b Abs. 1 
GewStG bzw. § 164 Abs. 2 der Abgabenordnung (AO) geänderte 
Gewerbesteuermessbescheide für 2013 und 2014 und setzte den 
Gewerbesteuermessbetrag -unter Berücksichtigung des Verlustabzugs- auf 0 € 
(2013) bzw. 3.206 € (2014) fest. Den Gewerbesteuermessbetrag für 2015 setzte 
es mit Bescheid vom 01.06.2017 auf 4.865 € fest. 
Die nachfolgende Klage vor dem Finanzgericht Köln, mit der die Klägerin eine 
teleologische Reduktion des § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a GewStG unter Hinweis darauf 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310132/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310134/
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begehrte, dass sämtliche Kommanditbeteiligungen "im Privatvermögen gehalten" 
würden, hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und im Hinblick auf die Gewerbesteuermessbescheide für 2014 und 
2015 zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das Finanzgericht 
zurückverwiesen. 
Das Finanzgericht hat eine teleologische Reduktion des § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a 
GewStG zu Recht abgelehnt. 
Der Wortlaut des § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a Satz 1 GewSt setzt allein "Vergütungen 
im Sinne des § 15 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Satz 1 des 
Einkommensteuergesetzes" voraus, "die der Gesellschafter von der Gesellschaft 
für seine Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft oder für die Hingabe von Darlehen 
oder für die Überlassung von Wirtschaftsgütern, mit Ausnahme der Überlassung 
von Grundbesitz, bezogen hat". Dass der Gesellschafter als 
Vergütungsempfänger der Gewerbesteuer unterliegt, verlangt die Norm nicht. 
Auch Sinn und Zweck der Norm sowie historische Erwägungen rechtfertigen 
keine einschränkende Auslegung. Systematische Erwägungen, die für das 
gegenteilige Auslegungsergebnis sprechen, sind ebenfalls nicht ersichtlich. 
Entgegen der Auffassung der Klägerin kann § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a GewStG in 
den Fällen, in denen der Vergütungsempfänger nicht der Gewerbesteuer 
unterliegt, auch nicht teleologisch reduziert werden. 
In Anwendung dieser Grundsätze hat die Vorinstanz zu Recht entschieden, dass 
die Sondervergütungen nach § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1a GewStG nicht der 
erweiterten Kürzung unterliegen. Dies betrifft jedenfalls die an die 
Kommanditisten gezahlten Sondervergütungen. Ob die Haftungsvergütung der 
Komplementär-GmbH der erweiterten Kürzung unterfällt, kann der Senat 
hingegen nicht entscheiden. Das Urteil der Vorinstanz ist daher aufzuheben. Die 
Sache ist -soweit die Erhebungszeiträume 2014 und 2015 betroffen sind- nicht 
spruchreif und muss zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen werden (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 FGO). 
Für Zwecke der zeitlichen Anwendungsbestimmung des § 36 Abs. 6a Satz 2 
GewStG i.d.F. des JStG 2009 bzw. § 9 Abs. 1 Satz 5 Nr. 1a Satz 2 GewStG 
kommt es in den Fällen, in denen die Vergütungsvereinbarung vor Begründung 
der Gesellschafterstellung getroffen worden ist, auf die Begründung der 
Gesellschafterstellung an. 
In Bezug auf den Gewerbesteuermessbescheid für 2013 hat die Revision in 
vollem Umfang Erfolg. Soweit das Finanzamt die Sondervergütungen im 
streitgegenständlichen Änderungsbescheid erstmals der Gewerbesteuer 
unterworfen hat, fehlt es an einer Korrekturvorschrift. Die Änderung ist 
insbesondere nicht von § 35b Abs. 1 GewStG gedeckt. § 35b Abs. 1 GewStG 
ermöglicht nur eine punktuelle Änderung des Gewerbesteuermessbescheids und 
erlaubt nicht die Korrektur von Rechtsfehlern. Die Vorentscheidung ist insoweit 
auch aus diesem Grund aufzuheben. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 9. März 2023 (IV R 11/20), veröffentlicht am 29. Juni 2023. 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310125/
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Nichtberücksichtigung "finaler" Verluste einer italienischen Betriebsstätte 
Der auf einem DBA (hier: DBA-Italien 1989) beruhende Ausschluss der 
Berücksichtigung von Verlusten einer in einem anderen Mitgliedstaat belegenen 
Betriebsstätte (sog. Symmetriethese) verstößt auch im Hinblick auf endgültige 
("finale") Verluste weder gegen die unionsrechtliche Niederlassungsfreiheit 
(Anschluss an EuGH-Urteil W vom 22.09.2022 - C-538/20; Bestätigung der 
Senatsrechtsprechung) noch gegen Art. 20 der Charta der Grundrechte der EU 
und das verfassungsrechtliche Gleichbehandlungsgebot. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin ist eine inländische GmbH. Im Rahmen der Expansion des 
Unternehmens in europäische Länder eröffnete sie im Jahr 2004 eine 
Niederlassung in der Italienischen Republik (Italien). Diese Niederlassung 
erwirtschaftete in den Jahren 2004 bis 2008 Verluste. 
Im Dezember 2008 beschloss die Klägerin, dass die Geschäftstätigkeit in Italien 
ab dem 01.01.2009 von der Bundesrepublik Deutschland (Deutschland) aus 
ausgeübt werden soll. Sie schloss die italienische Niederlassung daher zum 
31.12.2008. Weil sie in Italien zu keinem Zeitpunkt Gewinne erzielt hat, konnte die 
Klägerin in eigener Person die Verluste dort weder durch einen Verlustrücktrag 
noch durch einen Verlustvortrag nutzen. 
Mit ihrer Steuererklärung für das Jahr 2008 (Streitjahr) machte die Klägerin 
ausländische Betriebsstättenverluste gewinnmindernd geltend. Das Finanzamt 
berücksichtigte diese Verluste jedoch bei der Festsetzung der Körperschaftsteuer 
nicht. 
Die Klägerin erhob im Dezember 2011 Sprungklage gegen den 
Körperschaftsteuerbescheid. Nachdem das Finanzamt der Sprungklage nicht 
zugestimmt hatte, wurde das Verfahren als außergerichtlicher Rechtsbehelf 
fortgeführt. Im Dezember 2012 erhob die Klägerin Untätigkeitsklage, mit der sie 
zuletzt beantragt hat, die Körperschaftsteuer unter Berücksichtigung eines 
Verlusts aus der italienischen Betriebsstätte festzusetzen. Sie hat dabei für die 
Jahre 2004 bis 2006 und 2008 die Verluste der italienischen Betriebsstätte nach 
deutschen Gewinnermittlungsgrundsätzen angesetzt, für das Jahr 2007 hingegen 
die (geringeren) Verluste, wie sie in der gegenüber dem italienischen Fiskus 
abgegebenen Steuerklärung erklärt worden sind. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Hamburg hatte Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Entgegen der Annahme der Vorinstanz mindern weder der im Streitjahr 
entstandene Verlust noch die in den Jahren 2004 bis 2007 angefallenen Verluste 
der italienischen Zweigniederlassung der Klägerin die Bemessungsgrundlage der 
Körperschaftsteuer für das Streitjahr. 
Die qualifizierte Rückfallklausel des Abschn. 16 Buchst. d des Protokolls zum 
DBA-Italien 1989, nach der die Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person (nur dann) als aus dem anderen Vertragsstaat stammend gelten, wenn 
sie im anderen Vertragsstaat in Übereinstimmung mit dem Abkommen effektiv 
besteuert worden sind, ist auch auf negative Einkünfte anzuwenden. 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/227596/update-finale-verluste-einer-italienischen-betriebsstaette-in-deutschland-nutzbar/
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Von einer effektiven Besteuerung durch den anderen Staat ist im Falle von 
Verlusten jedenfalls dann auszugehen, wenn der andere Staat die Verluste in die 
steuerliche Bemessungsgrundlage einbezieht und einen Ausgleich mit positiven 
Einkünften eines anderen Veranlagungszeitraums ermöglicht. Nicht erforderlich 
ist hingegen, dass es zu irgend einem Zeitpunkt tatsächlich zu einem solchen 
Ausgleich kommt. 
Dass der im Streitjahr entstandene Verlust - ebenso wie die in den Vorjahren 
angefallenen Verluste - der italienischen Zweigniederlassung von der 
Verlustberücksichtigung bei der Körperschaftsteuer ausgeschlossen sind, 
obgleich die Verluste infolge der Schließung der Zweigniederlassung in Italien 
dort endgültig nicht nutzbar ("final") geworden sind, verstößt nicht gegen die 
unionsrechtliche Niederlassungsfreiheit. 
Zuletzt hat die Klägerin im Hinblick auf eine Ungleichbehandlung inländischer und 
ausländischer Betriebsstättenverluste unbeschränkt Steuerpflichtiger zusätzlich 
einen Verstoß gegen Art. 20 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
vom 18.10.2000 (ABlEG 2000, Nr. C 364, 1) -EUGrdRCh- geltend gemacht. Auch 
damit bleibt sie indessen ohne Erfolg. 
Der BFH hält den auf der abkommensrechtlichen Symmetriethese beruhenden 
Ausschluss des Abzugs -gegebenenfalls auch "finaler"- ausländischer 
Betriebsstättenverluste für vereinbar mit dem Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 
GG. Die Voraussetzungen für die Einleitung eines Normenkontrollverfahrens nach 
Art. 100 Abs. 1 Satz 1 GG i.V.m. § 80 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht sind daher nicht erfüllt. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 12. April 2023 (I R 44/22 (I R 49/19, I R 17/16)), veröffentlicht am 
29. Juni 2023. 

 
Business Meldungen 
 
Haftung eines Geschäftsführers einer Kommanditisten-GmbH gegenüber der 
Kommanditgesellschaft 
  
Der Bundesgerichtshof beantwortete in seiner Entscheidung vom 14. März 2023 
(Aktenzeichen: II ZR 162/21) zum ersten Mal die Rechtsfrage, ob der 
Geschäftsführer der Komplementärin einer GmbH & Co. KG gegenüber der 
Kommanditgesellschaft auch dann nach § 43 Abs. 2 GmbHG haftet, wenn die 
Wahrnehmung der Geschäftsführung nicht die alleinige oder wesentliche Aufgabe 
der GmbH ist. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 
 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310124/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/238295/haftung-eines-geschaeftsfuehrers-einer-kommanditisten-gmbh-gegenueber-der-kommanditgesellschaft/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Hinzuverdienst und Rentenbezug für Gesellschafter-Geschäftsführer? Der 
Bundesfinanzhof nähert sich langsam der Realität an 
  
Nicht jeder Gesellschafter-Geschäftsführer kann oder will zum geplanten 
Zeitpunkt in Rente gehen. Insbesondere bei KMU ist es schwierig, einen 
geeigneten Nachfolger zu finden und der GGF wird länger als geplant benötigt. 
Häufig ist eine Versorgung zugesagt worden und der Versorgungsfall tritt 
aufgrund des Erreichens einer fest vereinbarten Altersgrenze ein. Aufgrund der 
Weiterarbeit müsste dem GGF deshalb gleichzeitig eine Versorgung und 
laufendes Gehalt gezahlt werden. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Energieforum: Wärmewende in der 
Energie- und Immobilienwirtschaft 
Präsenzveranstaltung Köln, 10. bis 
11.08. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/Energieforum
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/238296/hinzuverdienst-und-rentenbezug-fuer-gesellschafter-geschaeftsfuehrer-der-bundesfinanzhof-naehert-sich-langsam-der-realitaet-an/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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